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Entschließung des Europäischen Parlaments zur Lage in der Côte d'Ivoire

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf die Wahlgesetzgebung der Côte d'Ivoire, insbesondere das Gesetz 
2001-303 und die Verordnung 2008-133, insbesondere deren Artikel 64,

– in Kenntnis des Zwischenberichts der Wahlbeobachtungsmission der Europäischen Union,

– gestützt auf Artikel 110 Absatz 2 seiner Geschäftsordnung,

A. in der Erwägung, dass unabhängigen Beobachtungsberichten, insbesondere der UNO und 
der Europäischen Union, zufolge die Wahlen, deren Organisation 400 Millionen Dollar 
gekostet hat, insgesamt zufriedenstellend verlaufen sind,

B. in der Erwägung, dass die Mehrheit des scheidenden Präsidenten den Vorwurf schweren 
Betrugs, der das endgültige Wahlergebnis infrage stelle, erhebt, da ihre Vertreter in 
bestimmten Departements im Norden des Landes keinen Zugang zu den Wahlbüros 
gehabt hätten,

C. in der Erwägung, dass die Feststellungen der Beobachter und der Vergleich zwischen den 
Ergebnissen des ersten und des zweiten Wahlgangs diese Vorwürfe massiven Betrugs, der 
das Endergebnis beeinflussen könne, entkräften,

D. in der Erwägung, dass der Verfassungsrat (Conseil Constitutionnel) gegenüber dem 
ivorischen Volk zu einer unparteiischen Anwendung der Gesetze verpflichtet ist und die 
Verfassung, das Gesetz 2001-303 und Artikel 64 der Verordnung aus dem Jahre 2008 dem 
Verfassungsrat lediglich das Recht einräumen, die Präsidentschaftswahlen zu annullieren, 
nicht aber die Möglichkeit, von den Ergebnissen der unabhängigen Wahlkommission 
(Commission Électorale Indépendante) abweichende Ergebnisse zu verkünden,

E. in der Erwägung, dass die Vereinten Nationen aufgrund von zwei im Anschluss an das 
Friedensabkommen von 2005 angenommenen UNO-Resolutionen erstmals in Afrika mit 
der Bestätigung der Ergebnisse beauftragt sind,

F. in der Erwägung, dass die einzige demokratische Legitimität diejenige ist, die sich aus  
allgemeinen Wahlen ergibt, deren durch die UNO bestätigten Ergebnisse Alassane 
Ouattara zum gewählten Präsidenten bestimmen,

G. in der Erwägung, dass der scheidende Präsident, Laurent Gbagbo, und die von ihm 
ernannten Minister die offiziellen Gebäude, insbesondere die, die mit der 
Finanzverwaltung zu tun haben, und den Sitz der großen staatlichen Unternehmen illegal 
besetzen,

H. in der Erwägung, dass die derzeitige Lage die nur unter Schwierigkeiten erreichten 
Gleichgewichte im Land gefährdet,
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I. in der Erwägung, dass die nationale Armee der Côte d'Ivoire sich aus dem Norden des 
Landes zurückziehen und ihn der Kontrolle der früheren bewaffneten Rebellentruppen 
überlassen musste,

J. in Erwägung des beim öffentlichen Rundfunk nicht gegebenen Pluralismus und der 
Unterbindung der Ausstrahlung der ausländischen Nachrichtensender;

K. in der Erwägung, dass der stellvertretende Leiter der Anklagebehörde des Internationalen 
Strafgerichtshofs erklärt hat, er beobachte die Lage und etwaige „kriminelle Vorfälle“ 
aufmerksam,

L. in der Erwägung, dass der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen „jedes Bestreben, den 
Willen des Volkes ins Gegenteil zu verkehren,“ verurteilt,

M. in der Erwägung, dass die Operation zur Erhaltung des Friedens in der Côte d'Ivoire 
(UNOCI), die aus 9 150 Blauhelmen und Polizisten sowie 1 500 zivilen Mitarbeitern 
besteht, in sechs Jahren 2,26 Milliarden Euro gekostet hat,

N. in der Erwägung, dass die Weltbank, der IWF und die Afrikanische Entwicklungsbank 
erklärt haben, dass sie sich weigern, mit einer von der UNO nicht anerkannten Regierung 
zusammenzuarbeiten,

O. in der Erwägung, dass eine Verringerung der Auslandsverschuldung der Côte d'Ivoire im 
Rahmen der HIPC-Initiative um 3 Milliarden an die Bedingung demokratischer Wahlen 
geknüpft war,

P. in der Erwägung, dass die geplante Entwicklungshilfe der Europäischen Union zugunsten 
der Côte d'Ivoire sich auf 254,7 Millionen Euro beläuft und die Weltbank Projekte im 
Wert von über 740 Millionen Dollar unterstützt,

Q. in der Erwägung, dass die Wirtschaftskreise besorgt sind, da die derzeitige Lage zu einer 
Verarmung des Landes und somit der Bevölkerung und, angesichts der Tatsache, dass auf 
die Côte d'Ivoire 40 % des BIP der UEMOA entfallen, von ganz Westafrika führen kann,

R. in der Erwägung, dass die Stabilität in der Côte d'Ivoire von entscheidender Bedeutung für 
ganz Westafrika ist,

S. in der Erwägung, dass der Präsident der Afrikanischen Union den scheidenden 
Präsidenten gebeten hat, sich zurückzuziehen, um „den Willen des Volkes zu 
respektieren“ und „ein Blutbad“ zu verhindern; in Erwägung der Bemühungen, die der 
Gesandte der Afrikanischen Union, Thabo M'Beki, unternimmt, um eine Logik der 
Konfrontation zu verhindern, und der Entscheidung der Afrikanischen Union, die Côte 
d'Ivoire vorläufig auszuschließen, bis der gewählte Präsident sein Amt tatsächlich antritt,

T. in Erwägung der Entscheidung der CEDEAO, die Côte d'Ivoire  vorläufig von all ihren 
Aktivitäten auszuschließen,

U. in der Erwägung, dass der scheidende Präsident dafür verantwortlich ist, einen friedlichen 
Übergang, der den für die Zukunft der Côte d'Ivoire unabdingbaren inneren Frieden 
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gewährleistet, zu ermöglichen, indem er sich zurückzieht und somit seinem Volk und der 
Region eine erneute harte Probe erspart,

1. appelliert an alle Parteien, insbesondere den scheidenden Präsidenten und die von ihm 
ernannte unrechtmäßige Regierung, den Willen des Volkes zu respektieren und die 
Wahlergebnisse, so wie sie vom Sondergesandten des UNO-Generalsekretärs bestätigt 
wurden, zu akzeptieren;

2. spricht dem für die Bestätigung der Ergebnisse verantwortlichen Sondergesandten des 
UNO-Generalsekretärs sein Vertrauen aus;

3. bedauert zutiefst die Entscheidung des Verfassungsrats der Côte d’Ivoire, dessen 
Mitglieder alle vom scheidenden Präsidenten ernannt wurden, die Ergebnisse der 
Wahlkommission entgegen den Gesetzesvorschriften, für deren Einhaltung er zu sorgen 
hatte, abzuändern;

4. bedauert die gewaltsamen Zwischenfälle und erachtet den Schutz der Zivilbevölkerung als 
vorrangig;

5. appelliert an alle, Ruhe zu bewahren, und fordert die politischen Verantwortlichen auf, 
Gewalt nur äußerst maßvoll einzusetzen, um ihre, auch legitimen, Positionen 
durchzusetzen;

6. fordert alle internationalen Instanzen, insbesondere im Finanzbereich, auf, auch weiterhin 
nur den demokratisch gewählten Präsidenten und die von ihm ernannten Minister 
anzuerkennen;

7. unterstützt die Hohe Vertreterin der EU für Außen- und Sicherheitspolitik in ihrem 
Bestreben, gezielte Maßnahmen gegenüber denjenigen zu ergreifen, die den 
demokratischen Prozess behindern;

8. wünscht, dass die Europäische Union und alle internationalen Organisationen auch 
weiterhin in der Lage sind, die Entwicklung in der Côte d'Ivoire mit Hilfe der 
rechtmäßigen Regierung zu unterstützen;

9. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den 
Vereinten Nationen und den Staatsorganen der Côte d’Ivoire zu übermitteln.


